
 

 

E  n  t  w  u  r  f  

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine 
Pensionsgesetz und das Bundespflegegeldgesetz geändert werden 
(Sozialrechts-Änderungsgesetz 2007 – SRÄG 2007) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (67. Novelle zum ASVG) 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 169/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 19a Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Die Pensionsversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g dieses Bundesgesetzes, nach § 3 Abs. 3 Z 4 GSVG 
und nach § 4a Z 4 BSVG gilt nicht als Pflichtversicherung im Sinne des ersten Satzes.“ 

2. Dem § 44 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„An die Stelle des Betrages von 1 350 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, 
der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) 
vervielfachte Betrag.“ 

3. Dem § 77 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
„(9) Abweichend von den Abs. 6 und 8 trägt der Bund für längstens 48 Kalendermonate 

 1. auch 50 % des auf die versicherte Person entfallenden Beitragsteiles, wenn ein naher 
Angehöriger (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf Pflegegeld in Höhe der Stufe 4 nach § 5 
des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze 
gepflegt wird; 

 2. die Beiträge zur Gänze, wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 5 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den 
Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze gepflegt wird.“ 

4. Im § 79a Abs. 2 Einleitung wird der Ausdruck „2007“ durch den Ausdruck „2010“ ersetzt. 

5. Im § 108e Abs. 9 Z 4 erster Halbsatz wird nach dem Ausdruck „Zeitraumes“ der Ausdruck „ , erstmals 
im Jahr 2010“ eingefügt. 

6. Im § 108e Abs. 9 Z 5 erster Satz wird nach dem Ausdruck „Produktivität“ der Ausdruck „ , erstmals im 
Jahr 2010“ eingefügt. 

7. Dem § 607 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt: 
„Gleiches gilt für Personen, die trotz Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 9 erster Satz nicht die 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer (vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer), sondern die Alterspension (Knappschaftsalterspension) in Anspruch nehmen.“ 
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8. Im § 607 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „1. Juli 1950“ durch den Ausdruck 
„1. Jänner 1951“ und der Ausdruck „1. Juli 1955“ durch den Ausdruck „1. Jänner 1956“ ersetzt. 

9. Im § 607 Abs. 12 drittletzter Satz wird der Ausdruck „31. Dezember 2007“ durch den Ausdruck 
„31. Dezember 2010“ ersetzt. 

10. Im § 607 Abs. 12 vorletzter Satz wird der Ausdruck „1. Jänner 2008“ durch den Ausdruck „1. Jänner 
2011“ ersetzt. 

11. Im § 607 Abs. 14 erster Satz wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 

12. § 607 Abs. 14a lautet: 
„(14a) Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine vorzeitige Alterspension nach den 

Abs. 12 und 14 – mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag – unter Annahme einer früheren Antragstellung bereits erfüllt 
haben, bleibt dieser Pensionsanspruch gewahrt.“ 

13. Im § 617 Abs. 13 Einleitung wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 

14. Im § 617 Abs. 13 Z 1 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1950 bis 31. Dezember 
1950 … 60,5. Lebensjahr;“. 

15. Im § 617 Abs. 13 Z 2 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1955 bis 31. Dezember 
1955 … 55,5. Lebensjahr;“. 

16. Nach § 630 wird folgender § 631 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2007 (67. Novelle) 

§ 631. (1) Es treten in Kraft: 
 1. mit 1. Juli 2007 die §§ 19a Abs. 1, 44 Abs. 1, 77 Abs. 9, 79a Abs. 2, 108e Abs. 9 Z 4 und 5, 607 

Abs. 7, 12 und 14 sowie 617 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007; 
 2. rückwirkend mit 1. Jänner 2007 § 607 Abs. 14a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2007. 
(2) § 76b Abs. 5a ist für die Jahre 2006 und 2007 so anzuwenden, dass an die Stelle des Betrages 

nach § 44 Abs. 1 Z 18 der Betrag von 1 350 € tritt. 
(3) § 607 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007 ist auf Antrag des 

Pensionsbeziehers/der Pensionsbezieherin auch auf Alterspensionen (Knappschaftsalterspensionen) 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 1. Juli 2007 zuerkannt wurden. Die 
Rechtskraft bereits ergangener Entscheidungen steht dem nicht entgegen.“ 

Artikel 2 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (32. Novelle zum GSVG) 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 169/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 26a wird folgender Satz angefügt: 
„An die Stelle des Betrages von 1 350 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, 
der unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Betrag.“ 

2. Dem § 298 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt: 
„Gleiches gilt für Personen, die trotz Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 9 erster Satz nicht die 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, sondern die Alterspension in Anspruch nehmen.“ 

3. Im § 298 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „1. Juli 1950“ durch den Ausdruck 
„1. Jänner 1951“ und der Ausdruck „1. Juli 1955“ durch den Ausdruck „1. Jänner 1956“ ersetzt. 

4. Im § 298 Abs. 12 drittletzter Satz wird der Ausdruck „31. Dezember 2007“ durch den Ausdruck 
„31. Dezember 2010“ ersetzt. 
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5. Im § 298 Abs. 12 vorletzter Satz wird der Ausdruck „1. Jänner 2008“ durch den Ausdruck „1. Jänner 
2011“ ersetzt. 

6. Im § 298 Abs. 13a erster Satz wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 

7. § 298 Abs. 13b lautet: 
„(13b) Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine vorzeitige Alterspension nach den 

Abs. 12 und 13a – mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag – unter Annahme einer früheren Antragstellung bereits erfüllt 
haben, bleibt dieser Pensionsanspruch gewahrt.“ 

8. Im § 306 Abs. 10 Einleitung wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 

9. Im § 306 Abs. 10 Z 1 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1950 bis 31. Dezember 
1950 … 60,5. Lebensjahr;“. 

10. Im § 306 Abs. 10 Z 2 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1955 bis 31. Dezember 
1955 … 55,5. Lebensjahr;“. 

11. Im § 316 Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 629“ durch den Ausdruck „§ 315“ und der Ausdruck „§ 629 
Abs. 2“ durch den Ausdruck „§ 315 Abs. 2“ ersetzt. 

12. Nach § 316 wird folgender § 317 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2007 (32. Novelle) 

§ 317. (1) Es treten in Kraft: 
 1. mit 1. Juli 2007 die §§ 26a, 298 Abs. 7, 12 und 13a sowie 306 Abs. 10 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007; 
 2. rückwirkend mit 1. Jänner 2007 die §§ 298 Abs. 13b und 316 Abs. 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007. 
(2) § 298 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007 ist auf Antrag des 

Pensionsbeziehers/der Pensionsbezieherin auch auf Alterspensionen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2003 und vor dem 1. Juli 2007 zuerkannt wurden. Die Rechtskraft bereits ergangener 
Entscheidungen steht dem nicht entgegen.“ 

Artikel 3 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (32. Novelle zum BSVG) 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 169/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 23a wird folgender Satz angefügt: 
„An die Stelle des Betrages von 1 350 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, 
der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag.“ 

2. Dem § 287 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt: 
„Gleiches gilt für Personen, die trotz Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 9 erster Satz nicht die 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, sondern die Alterspension in Anspruch nehmen.“ 

3. Im § 287 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „1. Juli 1950“ durch den Ausdruck 
„1. Jänner 1951“ und der Ausdruck „1. Juli 1955“ durch den Ausdruck „1. Jänner 1956“ ersetzt. 

4. Im § 287 Abs. 12 drittletzter Satz wird der Ausdruck „31. Dezember 2007“ durch den Ausdruck 
„31. Dezember 2010“ ersetzt. 

5. Im § 287 Abs. 12 vorletzter Satz wird der Ausdruck „1. Jänner 2008“ durch den Ausdruck „1. Jänner 
2011“ ersetzt. 

6. Im § 287 Abs. 13a erster Satz wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 
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7. § 287 Abs. 13b lautet: 
„(13b) Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine vorzeitige Alterspension nach den 

Abs. 12 und 13a – mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag – unter Annahme einer früheren Antragstellung bereits erfüllt 
haben, bleibt dieser Pensionsanspruch gewahrt.“ 

8. Im § 295 Abs. 11 Einleitung wird der Ausdruck „30. Juni 1950“ durch den Ausdruck „31. Dezember 
1950“ und der Ausdruck „30. Juni 1955“ durch den Ausdruck „31. Dezember 1955“ ersetzt. 

9. Im § 295 Abs. 11 Z 1 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1950 bis 31. Dezember 
1950 … 60,5. Lebensjahr;“. 

10. Im § 295 Abs. 11 Z 2 entfällt der Ausdruck „- 1. Juli 1955 bis 31. Dezember 
1955 … 55,5. Lebensjahr;“. 

11. Im § 306 Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 629“ durch den Ausdruck „§ 305“ und der Ausdruck „§ 629 
Abs. 2“ durch den Ausdruck „§ 305 Abs. 2“ ersetzt. 

12. Nach § 306 wird folgender § 307 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2007 (32. Novelle) 

§ 307. (1) Es treten in Kraft: 
 1. mit 1. Juli 2007 die §§ 23a, 287 Abs. 7, 12 und 13a sowie 295 Abs. 11 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007; 
 2. rückwirkend mit 1. Jänner 2007 die §§ 287 Abs. 13b und 306 Abs. 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007. 
(2) § 287 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007 ist auf Antrag des 

Pensionsbeziehers/der Pensionsbezieherin auch auf Alterspensionen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2003 und vor dem 1. Juli 2007 zuerkannt wurden. Die Rechtskraft bereits ergangener 
Entscheidungen steht dem nicht entgegen.“ 

Artikel 4 
Änderung des Allgemeinen Pensionsgesetzes (4. Novelle zum APG) 

Das Allgemeine Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 142/2004, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 170/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 4 wird folgender Abs. 7 angefügt: 
„(7) Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Schwerarbeitspension – mit Ausnahme der 

in Abs. 3 Z 2 genannten Voraussetzung – unter Annahme einer früheren Antragstellung bereits erfüllt 
haben, bleibt der Anspruch auf Schwerarbeitspension gewahrt.“ 

2. Im § 15 Abs. 4 Z 2 wird der Ausdruck „0,35 %“ durch den Ausdruck „0,175 %“ ersetzt. 

3. In der Überschrift zu § 19 wird der Ausdruck „zum Bundesgesetz“ durch den Ausdruck „zu Art. 1 des 
Bundesgesetzes“ ersetzt. 

4. Nach § 19 wird folgender § 20 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2007 (4. Novelle) 

§ 20. (1) Es treten in Kraft: 
 1. mit 1. Juli 2007 die §§ 15 Abs. 4 Z 2 und 19 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2007; 
 2. rückwirkend mit 1. Jänner 2007 § 4 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2007. 
(2) Alle vor dem 1. Juli 2007 angefallenen Korridorpensionen sind in Anwendung des § 15 Abs. 4 

Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007 neu zu bemessen; die Rechtskraft bereits 
ergangener Entscheidungen steht dem nicht entgegen.“ 
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Artikel 5 
Änderung des Bundespflegegeldgesetzes 

Das Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 89/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 3 Z 2 lautet: 
 „2. für die Dauer des stationären Aufenthaltes gemäß Abs. 1 Z 1 in dem Umfang der Beitragshöhe 

für die Weiterversicherung einer Pflegeperson gemäß § 77 Abs. 6 und 9 ASVG, § 33 Abs. 9 
GSVG, § 8 FSVG oder § 28 Abs. 6 BSVG, der Beitragshöhe für die Selbstversicherung einer 
Pflegeperson gemäß § 77 Abs. 8 und 9 ASVG oder der Beitragshöhe für die Selbstversicherung 
einer Pflegeperson gemäß § 589 Abs. 5 ASVG;“ 

2. Dem § 49 wird folgender Abs. 10 angefügt: 
„(10) § 12 Abs. 3 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2007 tritt mit 1. Juli 2007 

in Kraft.“ 
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